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Internationale Nachrichten

Kampfdrohnen
im Blindflug

Wegen der Beschwerde eines

US-amerikanischen Rüstungs-
Unternehmens wird die Be-

Schaffung von 5 HERON TP
(Kampf-)Drohnen israelischer

Herkunft für die Bundeswehr
weiter verzögert. Wie kam es

dazu? Bereits 2015 äusserte
die deutsche Verteidigungsmi-
nisterin von der Leyen ihren
Wunsch nach der Wiederauf-
nähme des Euro-Hawk-Pro-
jekts. Dieses stürzte schon frü-
her einmal aufGrund von For-
malitäten ab. Neu ging es dann
im letzten Jahr darum, wenigs-
tens die bereits entwickelte
Technik in anderen Drohnen-

typen fliegen und testen zu
lassen. Nur, ein truppentaug-
liches Produkt wird - sofern

infolge anhaltender Kosten-
Überschreitung nicht das tota-
le Grounding eingeleitet wird

- nicht vor 2025 erwartet. Um
also die vom Verteidigungsmi-

Bundesheerreform 2018

Ursprünglich als Sparübung
angekündigt, wird sich Öster-
reich nun doch aufdas aktuelle
Umfeld und die Lage anpassen.
Bis 2020 bekommt das Bun-
desheer zusätzliche 1,3 Mia.
Euro. General Othmar Com-
menda spricht als Generalstabs-

chef wortwörtlich von einem
Traum. Unter den Eckpunk-
ten «Stärkung der Truppe» und
«Straffung der Kommanden»
strukturiert sich das Bundes-
heer nun grundlegend neu.Ver-

teidigungsminister Doskozil ist

überzeugt, dass damit seine be-

reits bei Amtsantritt angekün-
digte Reform die richtige Ant-
wort auf die neuen hybriden
Bedrohungen und denTerroris-

mus ist und erklärt: «Wir wer-
den hinkünftig weniger Kom-
manden haben, wir werden un-
sere Reaktionsfähigkeit erhö-

t
HERON TP.

nisterium verordnete Fähig-
keitslücke zu schliessen, ord-
nete der oberste deutsche Mi-
litär und Generalinspekteur
General Volker Wieker bereits

Anfang Jahr die Anschaffung
von HERON TP Drohnen
des Herstellers Israel Aero-

space Industries (IAI) an. Nun
hat ihm allerdings der Konkur-
rent General Atomics (Produ-
zent der PREDATOR Droh-
ne) einen Strich durch die

Rechnung gemacht. Offenbar
sei bei der Vergabe des Auftrags

hen, die Einsatzkräfte stärken
und die Ministerialbürokratie
straffen. So ist das Bundesheer
für die Herausforderungen und

Aufgabenstellungen der Zu-
kunft bereit.» Das heisst, Öster-

reich wird vier Kommandos er-
halten: Landstreitkräfte, Luft-
Streitkräfte, Logistik sowie Füh-

rungsunterstützung und Cyber
Defence. Auf das Streitkräfte-

Bild: Israel Aerospace Industries

nach Israel nicht alles korrekt
abgelaufen. Da es sich bei waf-

fenfähigen Drohnen ohnehin
immer um politisch heikle Ge-
Schäfte handelt, scheint es na-
heliegend, dass Deutschland

vom schlechten Ruf der PRE-
DATOR, welche in unzähligen
«targeted killing»-Projekten
der US-Regierung eingesetzt
sind, Abstand nehmen wollte.
Andererseits sah das mit den
Israelis ausgearbeitete Statio-
nierungskonzept für deutsche

HERON TP vor, die Systeme

führungskommando wird ver-
ziehtet und bewusst die bei-
den Teilstreitkräfte Land und
Luft gebildet. Das Komman-
do Landstreitkräfte wird zu-
dem bis 2020 mit bis 9800
Soldaten aufgestockt, dafür
werden fünf neue Bataillone
gebildet und diese direkt den

(regionalen) Militärkomman-
den unterstellt. Entsprechend

wird jedes Bun-
desland ein eige-
nes aktives Jäger-
bataillon sowie
ein Jägerbatail-
Ion der Miliz er-
halten. Der Per-

sonalbedarfwird
mit einer Ände-

rung des Arbeits-
Verhältnisses ge-
regelt. Nicht
mehr durch jun-
ge Zeitsoldaten,
sondern mittels

gänzlich in Israel zu belassen,

eine genügende Anzahl Offi-
ziere der Bundeswehr zwecks

Ausbildung dorthin abzukom-
mandieren und den Betrieb
des Unterfangens direkt dem
Airbus Konzern zu übertragen.
Die Absicht dahinter war, wich-

tige Erkenntnisse für das eige-

ne, europäische Drohnenpro-
jekt zu gewinnen. Über die Be-

waffnung wurde Geheimhai-

tung verordnet. Geplant war
ursprünglich, die HERON TP
ab 2019 der Truppe zu über-
geben, was aber derzeit nicht
mehr als realistisch gilt. Be-
reits ab November wird die
Bundeswehr jedoch drei von
Israel geleaste unbewaffnete
HERON 1 im Auslandeinsatz

zugunsten der UNO-Mission
in Mali einsetzen. Deutsch-
land löste dort mit ihrem Auf-
klärungselement die Nieder-
ländischen Kräfte ab, welche
bei ihrem Abzug auch die eige-

nen Drohnensysteme zurück-
nahmen.

eines «Lebensarbeitszeitmo-
dells» will man Fachwissen und

Loyalität bis hin zur Pension
sicherstellen. Die (Grund-)
Ausbildung wird ebenfalls re-

gionalisiert, die Logistik- und
Infrastrukturbewirtschaftung
dezentralisiert und zusätzlich

zu den territorialen und mili-
tärbehördlichen Aufgaben der
Bundesländer werden auch

Einsatzführungsaufgaben an
die Länder abgegeben. Die zu-
sätzliche Stärkung der Miliz
soll bereits bis 2018 durch Bil-
dung von zwölf Kompanien
begonnen und ab dann noch
intensiviert werden. Bereits

jetzt wurden 20 000 neue Hei-
me bestellt, Ersatz für den
Puch-G und Pinzgauer be-

schafft, die Black-Hawk-Flot-
te vor dem Sparzwang gerettet,
neue Transporthelikopter an-
gekündigt sowie die Herkules
Flugzeuge upgedatet.Doskozil präsentiert den neuen Helm.

Österreich
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Vereinigtes Königreich

Militärische
Innovationskampagne

für die Wirtschaft?

Kurz vor dem G20-Gipfel
in China liess die britische Pre-

mierministerin Theresa May
verlauten, dass die negativen
Konsequenzen auf die Wirt-
schaft wohl doch nicht so

schlecht ausfallen werden wie

vorerst angenommen. Den-
noch, so May: «Es wird kei-

ne einfache Sache.» Im Lichte
dieser Vorahnung hat nun das

britische Verteidigungsminis-
terium einen Innovationsfond
von 800 Mio. Pfund geäufnet.
Er bezweckt, dass Private und
Unternehmen ihre Ideen hin-
sichtlich möglicher Zukunfts-
technologien der staatlichen

Rüstungsplanung zur Verfü-

gung stellen. Über einen Zeit-
räum von zehn Jahren soll dem

Verteidigungsministerium auf

diese Weise ermöglicht werden,
aufdem neusten Stand zu blei-
ben. Die Absicht des Fonds ist,
sobald ein Projekt als «taug-
lieh» erklärt wird, mittels kur-
zen Entscheidungswegen fi-
nanzierbare Antworten auf ak-

tuelle Bedrohungen liefern zu
können. Ein noch zu definie-

rendes Gremium soll als Dreh-
Scheibe beschleunigend auf die

Abläufe einwirken. Bereits gibt
es mehrere Vorzeigeprojekte,
welche als Beispiele für die In-
novationskampagne genannt
werden. Eine flügelschlagen-
de Minidrohne nahm sich die

Libelle zum Vorbild und soll

zukünftig in urbanem Gebiet
das Beschaffen von Nachrich-
ten unterstützen; ein Quanten-
gravimeter der Universität Bir-
mingham würde den Blick auf
unterirdische Strukturen in-
nert weniger Minuten rechnen

können; ein Boden-Luft-Laser-
demonstrator soll das Potenti-
al für eine revolutionierte Luft-
abwehr aufzeigen und mit spe-
ziehen Brillen können Solda-

ten gegnerische Truppen, Flug-
oder Fahrzeuge im «augment-
ed Reality»-Modus bekämpfen.
Der britische Verteidigunsmi-
nister Sir Michael Fallon fasst

seine Absichten zur Innova-
tionskampagne wie folgt zu-
sammen: «Während wir Gross-
britanniens Sicherheit stärken,
wird unsere Wirtschaft mit den

hellsten Köpfen unterstützt.
Das hilft uns, immer einen
Schritt vor unseren Gegnern
zu bleiben.»

USAFinnland

Neue Wege
gegen Russland

War's das also mit der fin-
nischen Neutralität? Das Land
mit seiner 1300 km langen
Grenze zu Russland hat defi-
nitiv einen Bündnispartner ge-
funden. Der finnische Vertei-

digungsminister Jussi Niinisto
erklärte, dass er beabsichtige,
bis Ende Herbst dieses Jahres

mit den USA ein Sicherheits-
abkommen zu schliessen. Un-
abhängig davon, welcher Kan-
didat an den US-Wahlen zum
Präsidenten gewählt wird, soll
dieses Bündnis den Schutz vor
Russland garantieren. So folgt
Finnland seinem Nachbarn
Schweden, welches seit Juni
ein Gastlandabkommen mit
den USA unterhält. Dort wur-
de, nebst dem nachrichten-
dienstlichen Austausch, ge-
meinsamer militärischer und
ziviler Forschung, dem US-Mi-
litär auch erlaubt, aufschwedi-
schem Boden Manöver abzu-

halten. Ein Novum für das bis-
her neutrale Königreich. Des-
halb meint der finnische Aus-
senminister Timo Soini, dass

seit der russischen Invasion in
der Ukraine die europäische
Sicherheitssituation grundsätz-
lieh neu gestaltet wurde und
sich Finnland deshalb, genau
wie einer seiner wichtigster
Partner, nämlich Schweden,
hinsichtlich seiner Sicherheit

neu zu orientieren habe. Noch
im Juni hat der russische Prä-
sident seinem finnischen Amts-

kollegen Sauli Niinistö klar-
gemacht, dass falls sich dieser
der NATO annähern würde,
er mehr russische Truppen an
die gemeinsame Grenze zu ver-
legen gedenkt. Insofern scheint
die finnische Wahrnehmung
richtig, wenn diese wie in ei-

nem vor kurzem von der Re-

gierung in Helsinki veröffent-
lichten 30-seitigen Bericht zur
aktuellen Lage des Landes neu
definiert wird: das Problem
heisst Russland.

Mit Drohnen töten

Im Jahr 2013 erliess die US-

Regierung eine Weisung über
den Einsatz von Drohnen zur
Tötung von Menschen. Eine
Richtlinie wurde notwendig,
um den Einsatz der Drohnen
zu steuern. Schliesslich tötet(e)
die US-Armee mehrere tau-
send Menschen weltweit. Die
Richtlinie wurde nun auch der
breiten Öffentlichkeit zugäng-
lieh gemacht.

Das Weisse Haus hat die
Präsidentielle Richtlinie (Pre-
sidential Policy Guidance,
PPG) herausgegeben, die US-
Diensten seit 2013 als Grund-
läge für Drohnenmorde dient.
Das Dokument ist teilweise ge-
schwärzt. Die Herausgabe er-

folgte nicht freiwillig: Die Or-
ganisation American Civil Li-
berties Union (ACLU) führt
seit Jahren drei Gerichtsver-
fahren auf Grundlage des US-
Informationsfreiheitsgesetzes,
um die Herausgabe von Un-

terlagen über die gezielten An-
schlage zu erzwingen.

Die PPG wurden von Prä-
sident Barack Obama im Mai
2013 erlassen. Er machte da-

mit striktere Auflagen und
wollte mehr regierungsinterne
Transparenz über Entführun-

gen sowie Morde und andere
tödliche Anschläge der USA
im «Krieg gegen den Terroris-
mus» schaffen.

In dem Dokument geht es

stets um gezielte Tötungen, an-
dere tödliche Anschläge, oder

Entführungen. Immer werden
dabei US-Kräfte ausserhalb
der USA und ausserhalb von
Kriegsgebieten tätig. In der
Praxis geht es vor allem um die

Genehmigung tödlicher An-
Schläge mit Drohnen. Gleich

zu Beginn des Dokuments
wird darauf hingewiesen, dass

«internationale Rechtsgrund-
sätze, darunter Respekt für die

Souveränität von Staaten und

Kriegsrecht, die Möglichkei-
ten der USA einschränken,
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auf fremdem Territorium ein-

seitig tätig zu werden. Direkte
Aktionen sollten nur gesetzt
werden, wenn...» — der Rest
des Satzes ist geschwärzt.

Obamas Richtlinie unter-
scheidet zwischen «hochwert-
vollen Terroristen», desTerro-
rismus Verdächtigen samt de-

ren Unterstützern sowie wei-
teren Zielen. Neben den ei-

gentlichen Terroristen gibt es

Kämpfer und Nicht-Kämpfer.
Ein Kämpfer muss aber nicht
unbedingt kämpfen. Er kann
auch aus anderen Gründen ein

zulässiges Ziel im Rahmen der

«Ausübung nationaler Selbst-

Verteidigung» sein.

Darüber hinaus wird zwi-
sehen US-Personen und Frem-
den differenziert. Was genau
eine «US-Person» ausmacht,

Gläserner Vorhang?

Das russische Verteidigungs-
ministerium zeigt sich gewillt,
unilateral seinen akkreditier-
ten ausländischen Militärat-
tachées noch mehr Angaben
hinsichtlich Truppenstärke,
Ausrüstung und regionaler
Aufstellung zu geben. Der
Kreml erhofft sich auf diese

Weise, die aktuellen Spannun-

gen mit dem Westen in den

Ist FARC Geschichte?

Nach mehr als 50 Jahren
blutiger Auseinandersetzung
mit Hunderttausenden Toten
haben sich die kolumbianische

Regierung und die linken Fare-

Rebellen auf ein Friedensab-
kommen verständigt.

Das unter kubanischer und
norwegischer Vermittlung er-
zielte Abkommen soll das vom
Bürgerkrieg zerrissene Land ei-

nen und den längsten Konflikt
in der Geschichte Lateiname-
rikas beenden. In der kolum-
bianischen Hauptstadt Bogota

wird in einem geheimen Befehl
definiert. Soweit bekannt, fal-
len unter diesen BegriffStaats-

bürger, Inhaber einer Green-
card sowie die meisten in den
USA registrierten Unterneh-
men. Mit Tötungen, die als

Nebeneffekt von US-Angrif-
fen begangen werden, befasst

sich Obamas Richtlinie aus-
drücklich nicht.

Die Richtlinie ist 18 Seiten

lang und in achtAbschnitten ge-
gliedert: Abschnitt 1 beschreibt
den grundlegenden regierungs-
internen Ablauf, nach dem Plä-

ne zur direkten Bekämpfung
terroristischer Ziele erstellt
werden. Abschnitt 2 beschreibt
die speziellen Voraussetzungen
für die Entführung und «lang-

fristige Erledigung» von Terro-
risten. Abschnitt 3 widmet sich

Griffzu bekommen. Der stell-
vertretende Vorsitzende des

Verteidigungskomitees des rus-
sischen Föderationsrats (Ober-
haus der beiden Parlaments-

kammern) Franz Adamo-
witsch Klinzewitsch erklärte,
dies sei eine Geste des Ver-
trauens und Wohlwollens und
führe zu viel mehr Informa-
tionen als dies beispielsweise
im von der OSZE im Jahr
2011 verfassten Wiener Do-

löste der Friedensschluss spon-
tane Feiern in Bars und Parks

aus. Das Friedensabkommen
soll bei einem Referendum am
2. Oktober die letzte Hürde
nehmen.

Vermittler aus Norwegen
und Kuba verlasen eine ge-
meinsame Erklärung der Kon-
fliktparteien und besiegelten
damit den Verhandlungspro-
zess, der fast vier Jahre ge-
dauert hatte. Das Abkommen
sieht vor, dass die marxistische
FARC ihre Waffen niederlegt
und sich in eine politische Par-

tei umwandelt, die zunächst

den politischen Faktoren und
dem Prozedere, nach denen die

Todesliste der «hochwertvollen
Terroristen» erstellt wird. Ahn-
lieh ist Abschnitt 4, wo es um
tödliche Einsätze geht, bei de-

nen Personen ums Leben kom-
men werden, die nicht als iden-
tifizierte «hochwertvolle Terro-
risten» gelten.

Die weiteren vier Abschnit-
te sind im wesentlichen büro-

kument der Verhandlungen
über Vertrauens- und sicher-
heitsbildende Massnahmen

vorgesehen ist. Unter ande-

rem wird dort festgehalten,
dass Manöver mit einer Betei-

ligung von mehr als 9000 Sol-
daten den OSZE-Mitgliedern
angekündigt werden müssen.
Tatsächlich hat Russland nun
im Vorfeld zur Kavkaz-2016

genannten Truppenübung in-
ternationale Beobachter zu ei-

bis 2018 ohne Stimmrecht im
kolumbianischen Kongress ver-
treten sein wird und bei Wah-
len antreten darf.

Dreieinhalb Jahre hatten sich

die Gespräche der Vermittler-
Delegationen in der kubani-
sehen Hauptstadt Havanna
hingezogen, oft von neuen Ge-
fechten begleitet. Ende Juni
dieses Jahres hatten die Kon-
fliktparteien im Beisein des

UN-Generalsekretärs Ban Ki
Moon einen historischen Waf-
fenstillstand unterzeichnet.

«Wir haben die schönste
aller Schlachten gewonnen»,

kratischer Natur: Abschnitt 5

behandelt Ausnahmeregelun-

gen, Abschnitt 6 Einsatzbe-
richte, Abschnitt 7 die Infor-
mation der beiden Verteidi-
gungsausschüsse des US-Parla-

ments, und Abschnitt 8 möch-

te ausschliessen, dass die Pre-
sidential Policy Richtlinie als

Grundlage für Haftungsan-
Sprüche gegen die USA heran-

gezogen werden.

nem (lediglich) 8000 Solda-
ten starken Manöver eingela-
den.

Dennoch, für die NATO
bleiben diese Aktivitäten kri-
tisch. Deshalb meint der stell-
vertretende NATO-General-
Sekretär Alexander Vershbow:
«Wenn Russland tatsächlich
Stabilität und Vorhersehbar-
keit anstrebt, dann geht das

nur ohne diese militärischen
Übungen.»

sagte FARC-Chefvermittler
Ivan Marquez. «Der Krieg mit
Waffen ist vorbei, jetzt kann die

Diskussion um Ideen begin-
nen.» In Kolumbien herrschte
seit den 1960er Jahren Krieg
zwischen Guerillagruppen, Ar-
mee und von der Regierung
zeitweise unterstützten rechts-

extremen Paramilitärs, der sich

an Landkonflikten und so-
zialer Ungerechtigkeit entzün-
det hatte. Millionen Menschen

wurden durch den Konflikt
heimatlos.

Umfragen zufolge dürfte
beim Volksentscheid im Okto-

Russland

Kolumbien
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ber eine Mehrheit für das Ab-
kommen zustande kommen.
Viele Kolumbianer sorgen sich

aber über die Zukunft und be-

gegnen der politischen Betei-

Taliban auf
dem Vormarsch

Nach Tagen schwerer Ge-
fechte haben die Taliban in
der nordafghanischen Provinz
Kundus weiteres Territorium
erobert. Das Zentrum des Be-
zirks Chanabad ist in ihre Hän-
de gefallen. Sicherheitskräfte
versuchten, sie zurückzutrei-
ben. Nach Medienberichten
beschuldigte Bezirksgouver-
neur Haiatullah Hamidi die

Regierung, tagelang keine Ver-

Stärkung geschickt zu haben.
Auch im bisher eher fried-

liehen Bezirk Aliabad sind
heftige Kämpfe ausgebrochen.
Die Aufständischen haben
dort aber bisher keine Regie-
rungsgebäude eingenommen.
Die Taliban meldeten in einer
E-Mail, dass sie viele Soldaten

getötet hätten. Ihre Berichte
sind aber oft übertrieben. Zu
Opfern unter Sicherheitskräf-

ten oder der zivilen Bevölke-

rung gab es zunächst keine wei-

teren Informationen.
Jüngst hatten die Taliban

erst die Zentren der Bezirke
Kala-e Sal und Dascht-e Archi
teilweise eingenommen. So-

mit sind nun alle fünf Bezir-

Täglich grüsst
der Provokateur

Das Regime in Pjöngjang
hat einen Raketentest von
einem U-Boot aus gestartet.
Das Geschoss soll knapp 500
Kilometer weit geflogen und
dann im Japanischen Meer
gelandet sein. Es handelt sich

um den bisher längsten Flug
einer nordkoreanischen U-
Boot-Rakete.

ligung der FARC mit Skepsis.
Die linken Rebellen, die zum
Höhepunkt des Konfliktes
Ende der 1990er Jahre 17000

Kämpfer zählten, kontrollier-

ke der Provinz Kundus, in der
bis 2013 die deutsche Bun-
deswehr stationiert war, um-
kämpft oder in Händen der
Taliban.

In der Provinzhauptstadt
sind die Ängste gross, dass sich
der Fall der Provinz aus dem
Herbst 2015 wiederholen könn-

Japans Ministerpräsident
Shinzo Abe verurteilte den Test
als unentschuldbar. Er stelle

eine grosse Bedrohung für die

Sicherheit Japans und den Frie-
den in der Region dar. Süd-
korea reagierte mit der Mobil-
machung sogenannter Uber-
wachungstruppen. Das ist aber

weitgehend eine symbolische
Geste, denn diese Truppengat-

tung befindet sich immer im
Einsatz. Die USA verurteilten

ten jahrelang weite Teile des

Landes. Finanziert wurde ihr
Kampf auch durch Drogen-
handel und Lösegeld-Erpres-

sungen. In dem Friedensab-

te. Damals war die Stadt Kun-
dus fast zwei Wochen in den

Händen der Taliban gewesen.
Auch um das zu verhindern,
ist nun zeitweise wieder eine
kleine Gruppe deutscher Mi-
litärberater vor Ort.

In einer jüngst veröffent-
lichten Analyse des Recherche-

den Test scharf. China äusser-

te sich dazu nicht.
Nordkorea hat in den ver-

gangenen Monaten zahlreiche

Fluggeschosse abgefeuert, da-

runter auch Mittelstreckenra-
keten. Im April dieses Jahres
verbreitete die staatliche Nach-

richtenagentur KCNA Fotos

vom Start einer U-Boot-Rake-
te. Diese war nur etwa 30 Ki-
lometer weit geflogen. Macht-
haber Kim Jong Un persönlich

kommen wurde vereinbart,
dass sie für in dem Konflikt
begangene Verbrechen nicht
zur Verantwortung gezogen
werden.

instituts «Afghanistan Analysts
Network» heisst es, Kundus ha-
be im vergangenen Jahr mehr

Angriffe auf Bezirkzentren ge-
sehen als jede andere Provinz.
Das Leben in der Provinzhaupt-
Stadt sei zum Stillstand gekom-
men. Die Regierung habe weit-
gehend aufgehört, zu arbeiten.
Gouverneur Assadullah Omar-
chel wird mit den Worten zi-
tiert: «Ich soll eine ganze Pro-
vinz regieren, aber ich bin in
der Stadt gestrandet.»

Seit Anfang Juli hat sich die
Gewalt im Land noch einmal
deutlich gesteigert. In der an
Kundus angrenzenden Nord-
provinz Baghlan haben die
Taliban den Bezirk Dahan-e
Ghori erobert. Auch hier war
bis 2013 die Bundeswehr sta-
tioniert. Gegen Baghlan, Kun-
dus und die Südprovinz Hei-
mand richten sich die meisten
Taliban-Offensiven.

In einem Bericht des Auf-
sichtsgremiums des US-Senats
für die Hilfe in Afghanistan
(Sigar) ging jüngst hervor,
dass die Regierung Ende Mai
nur noch 65,6 Prozent der
407 Bezirke des Landes kon-
trollierte. Ende Januar seien es

noch 70,5 Prozent gewesen.

habe den Test überwacht, mel-
dete damals KCNA. Er be-

stätige die «Verlässlichkeit des

koreanischen Unterwasser-Ab-

schusssystems» und erlaube
dem Land, jederzeit Südkorea
und die USA zu treffen. Nord-
korea sind Raketenstarts un-
ter Verwendung ballistischer
Raketentechnik per UNO-Re-
Solutionen untersagt.

/hfcö/VoÄ/fr,

Afghanistan

Taliban and Islamic State presence in Afghanistan\ Taliban control zone \ Taliban support zone V» Islamic State presence

Source: Institute for the Study of War
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District center status

Controlled by Taliban
Contested

a Previously controlled by Taliban

LARIS KARKLIS/THE WASHINGTON POST

Gebiete unter Kontrolle (rot) oder Einfluss (rötlich) der Taliban.

Bild: Washington Post/Reason.com
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